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Zur Preisbewegung

In der deutschen Preisbewegung hat sich in der letz
ten Zeit eine bemerkenswerte Wandlung vollzogen: Die 
Preise der industriellen Fertigwaren hatten sich in ihrem 
Gesamtdurchschnitt während der Monate Oktober und 
November 1928 ohne nennenswerte Schwankungen auf 
einem seit 1925 nicht mehr erreichten Höchststand ge 
halten. Seit dieser Zeit ist ein deutlicher Rückgang einge
treten. Während aber in der Zeit bis zum Jahresende auf 
verschiedenen Gebieten noch Preiserhöhungen zu ver
zeichnen waren, die die auf anderen Gebieten eingetre
tenen Rückgänge in ihrer Wirkung auf die Gesamtindex
ziffer der Fertigwarenpreise ausgeglichen oder geschwächt 
haben, sind seit Anfang d.J. ganz überwiegend Preisrück
gänge gemeldet worden. Somit dürfte die seit Anfang 1927 
– also fast 2 Jahre – anhaltende Aufwärtsbewegung der 
Fertigwarenpreise zu ihrem Abschluß gekommen sein 
und nunmehr einer sinkenden Tendenz Platz machen.

Aus dem Wochenbericht Nr. 44 vom 30. Januar 1929

© DIW Berlin 1928
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ZITAT

„Das Zusammenspiel zwischen EU-Zuwanderung und Konjunktur ist beidseitig:  

Die Menschen wandern wegen der guten Konjunktur und des starken Arbeitsmarkts 

nach Deutschland, aber diese Migration unterstützt auch durchaus das Wachstum, 

indem sie Arbeitsmarktengpässe beseitigt und für zusätzliche Konsumnachfrage sorgt.“ 

— Marius Clemens, Studienautor —

Die Mehrheit der seit 2011 Zugewanderten sind Bürgerinnen und Bürger aus anderen Ländern der EU und diese 
Zuwanderung hat Deutschland zusätzliches Wirtschaftswachstum beschert
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aus der EU-28

davon EA-121

aus dem Rest der Welt

davon acht häufigste Fluchtherkunftsländer2

Bruttozuwanderung nach Deutschland 2011 bis 2017
In Tausend Personen

Konjunktureffekt der EU-Zuwanderung nach Deutschland
2011 bis 2016, in Prozentpunkte

Quellen: Bundesamt für Statistik; BAMF; OECD Economic Outlook; 
Ausländerzentralregister; Bundesamt für Statistik; eigene Berechnungen.

1  Zwölf Länder, die spätestens ab dem Jahr 2001 Mitglieder der Europäischen Währungsunion sind.
2 Syrien, Irak, Nigeria, Afghanistan, Iran, Eritrea, Somalia, Pakistan. © DIW Berlin 2018
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AUF EINEN BLICK

EU-Zuwanderung hat das Wirtschaftswachstum 
in Deutschland erhöht
Von Marius Clemens und Janine Hart

• Seit 2011 sind gut neun Millionen Zuwanderer nach Deutschland gekommen, davon rund fünf Milli-
onen aus anderen Ländern der EU

• Modellschätzungen ergeben, dass die Lage am deutschen Arbeitsmarkt verglichen mit der Lage 
in anderen Ländern eine maßgebliche Ursache für die EU-Migration war

• Ohne Zuwanderung aus der EU hätte das jährliche BIP-Wachstum in Deutschland zwischen 2011 
und 2016 um durchschnittlich 0,2 Prozentpunkte niedriger gelegen

• Politische Maßnahmen sollten sich verstärkt darauf richten, den Arbeitsmarktzugang so zu 
 verbessern, dass Zuwanderer ihren Qualifikationen entsprechend Arbeit finden
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ABSTRACT

Die Zuwanderung nach Deutschland ist seit 2011 stark 

gestiegen, hauptsächlich durch Zuzüge von Bürgerinnen 

und Bürgern aus den in den Jahren 2004 und 2007 der EU 

beigetretenen Ländern und anderen Ländern des Euroraums. 

Der Abbau von Zuwanderungshindernissen und die konjunk-

turell bedingt gute Lage auf dem Arbeitsmarkt im Vergleich 

zu anderen europäischen Ländern sind die wesentlichen 

Gründe dafür. Modellsimulationen zeigen, dass die BIP-Wachs-

tumsrate Deutschlands zwischen 2011 und 2016 ohne die 

EU-Zuwanderung um jahresdurchschnittlich rund 0,2 Pro-

zentpunkte niedriger gewesen wäre. Es liegen aber weiterhin 

strukturelle Zuwanderungshindernisse vor. Auch könnte in 

Zukunft wegen der konjunkturellen Erholung und des demo-

grafischen Wandels in anderen EU-Ländern die Zuwanderung 

aus der EU nicht mehr so stark ausfallen wie bisher. Deshalb 

ist es wichtig, die Migrationsanreize zu stärken, unter anderem, 

indem Zuwanderer mehr Möglichkeiten bekommen, eine ihrer 

Qualifikation entsprechende Beschäftigung zu finden. Neben 

der EU-Zuwanderung kann es für die deutsche Wirtschaft 

zudem von Vorteil sein, den Arbeitsmarktzugang für Fach-

kräfte aus Drittstaaten zu erleichtern.

In den Jahren 2011 bis 2017 sind im Durchschnitt jedes Jahr 
rund eineinhalb Millionen Personen nach Deutschland ein
gewandert. Hierbei wird zwischen asylbedingter Zuwande
rung – bei der Menschen vor Krieg oder politischer Verfol
gung fliehen und in Deutschland Asyl beantragen – und 
nicht asylbedingter Zuwanderung unterschieden. Bei dieser 
Form von Migration sind die Ursachen andere: Suche nach 
Arbeit, nach einem besseren Leben oder familiäre Gründe. 
In Deutschland war in allen Jahren seit 2011 die nicht asyl
bedingte höher als die asylbedingte Zuwanderung – obwohl 
diese in den vergangenen Jahren die politische und öffentli
che Debatte dominiert hat. Der größte Anteil aller seit dem 
Jahr 2011 Zugewanderten kommt aus anderen EUMitglied
staaten, hauptsächlich aus den in den Jahren 2004 und 2007 
der EU beigetretenen Ländern1 und anderen Ländern des 
Euroraums, insbesondere Spanien, Italien und Griechen
land. Auch aus dem übrigen Europa und dem Rest der Welt 
zog es in den vergangenen fünf Jahren jenseits der Asyl
migration deutlich mehr Menschen nach Deutschland – 
wenn auch das Land schon zuvor ein beliebtes Migrations
ziel war.

Aus makroökonomischer Perspektive stellen sich zwei zen
trale Fragen: Welche Faktoren führen dazu, dass so viele Per
sonen vor allem aus der EU nach Deutschland kommen? 
Und welchen Einfluss hat diese Migration in den vergange
nen Jahren auf die deutsche Wirtschaft gehabt?

Diese beiden Fragen werden hier mit Hilfe einer Modell
analyse beantwortet. Als Datengrundlage für den ersten 
Teil des Berichts dienen die Bruttozuwanderungszahlen, 
da die Aussagekraft des Wanderungssaldos durch die nur 
teilweise Erfassung der Rückwanderung eingeschränkt ist.2 
Für den zweiten Teil werden die Nettozuwanderungszahlen 
aus der Wanderungsstatistik des Statistischen Bundesam
tes herangezogen, um zumindest die grundlegende Dyna
mik zu berücksichtigen.

1 Zum 1. Mai 2004 traten Estland, Lettland, Litauen, Malta, Polen, die Slowakei, Slowenien, Tschechien, 

Ungarn und Zypern der EU bei; zum 1. Januar 2007 kamen Bulgarien und Rumänien dazu, zum 1. Juli 2013 

Kroatien.

2 Die Daten basieren auf dem Melderegister. Während grundsätzlich alle Zuwanderer innerhalb von 

drei Monaten nach Einreise meldepflichtig sind, werden Abmeldungen bei Ausreise oft nicht vorgenom-

men.

EU-Zuwanderung hat das Wirtschafts-
wachstum in Deutschland erhöht
Von Marius Clemens und Janine Hart

EU-ZUWANDERUNG

https://doi.org/10.18723/diw_wb:2018-44-1
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Zuwanderung aus der EU nach Deutschland hat 
stark zugenommen

Migrationsbewegungen folgen nicht nur langfristigen 
Trends, sondern unterliegen auch kurzfristigen Schwan
kungen.3 So haben sich die Zu und Abwanderungsmuster 

3 Siehe Michel Beine, Pauline Bourgeon und Jean-Charles Bricongne: Aggregate Fluctuations and Inter-

national Migration. Scandinavian Journal of Economics (forthcoming); Robert C. M. Beyer und Frank Smets 

(2015): Labour Market Adjustments and Migration in Europe and the United States: How Different? Econo-

mic Policy 30(84), 643–682.

innerhalb Europas im Zuge der Arbeitnehmerfreizügigkeit4 
stark verändert. Hinzu kam verstärkte Zuwanderung aus 
Südeuropa im Zuge der Krise im Euroraum. Kein anderes 
europäisches Land hat dabei einen größeren Zuwachs an 
Zuwanderern aus anderen europäischen Ländern erlebt als 
Deutschland (Abbildung 1).

4 Bestehende EU-Mitglieder hatten mit Übergangsregeln die Möglichkeit, den Arbeitsmarktzugang zeit-

lich begrenzt einzuschränken. Seit 2011 gilt für alle 2004 beigetretenden Staaten, seit 2014 auch für Bulga-

rien und Rumänien die volle Arbeitnehmerfreizügigkeit. Seit dem 1.Juli 2015 gilt sie auch für Kroatien.

Abbildung 1

Jahresdurchschnittliche Zuwanderung aus der EU, dem Euroraum und dem Rest der Welt in bestimmte europäische Länder
2004 bis 2010 und 2011 bis 2016, in Tausend Personen
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1 Euro-12 bezieht sich auf die zwölf Länder, die spätestens ab dem Jahr 2001 Mitglied der Europäischen Währungsunion sind: 2 Detaillierte Statistiken nach Nationalität sind erst ab 2013 verfügbar. 
   Deutschland, Frankreich, Belgien, Luxemburg, Spanien, Italien, Griechenland, Irland, Finnland, die Niederlande, Österreich und Portugal. 

Quelle: Bundesamt für Statistik, BAMF, OECD.

© DIW Berlin 2018

In keinem anderen europäischen Land hat die Zuwanderung seit dem Jahr 2011 so stark zugenommen wie in Deutschland.
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So sind jahresdurchschnittlich seit 2011 über 700 000 EUBür
gerinnen und Bürger nach Deutschland gewandert, im Jahr 
2015 sogar 850 000. Zwischen 2011 und 2017 sind es über 
fünf Millionen Personen, die aus der restlichen EU nach 
Deutschland gekommen sind, rund die Hälfte aller Zuwan
derer (Tabelle 1).

Fast 90  Prozent aller nicht asylbedingten Zuwanderer 
sind zwischen 15 und 74 Jahre alt, also im erwerbsfähigen 
Alter. Ausländerinnen und Ausländer machen somit einen 

zunehmenden Anteil der Bevölkerung in dieser Alters
gruppe aus.5 Der Ausländeranteil6 ist seit dem Jahr 2011 um 
4,6 Prozentpunkte auf 14,5 Prozent im Jahr 2017 gestiegen 
(Tabelle 2). Rund ein Drittel ist auf Zuwanderer aus den acht 

5 Siehe Statistisches Bundesamt, Fachserie 1 Reihe 2, 2006–2017 (online verfügbar, abgerufen am 

22. Oktober 2018. Dies gilt auch für alle anderen Onlinequellen in diesem Bericht, sofern nicht anders 

vermerkt).

6 Der Ausländeranteil ist definiert als Anteil der 15- bis 74-Jährigen Ausländerinnen und Ausländer an 

der Gesamtgruppe der 15- bis 74-Jährigen.

Tabelle 1

Zuwanderung nach Deutschland nach Staatsangehörigkeit
In Tausend Personen

2004–20101 2011–20171 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017

Gesamt 713 1 469 958 1 081 1 226 1 465 2 137 1 865 1 551

Deutsche 122 129 117 115 118 122 121 146 167

AusländerInnen 597 1 340 842 966 1 108 1 343 2 016 1 719 1 384

EU-28 347 731 544 636 707 809 846 796 777

davon Euro-122 82 153 117 147 166 169 164 158 149

Rest der EU-28 265 578 426 489 541 640 681 638 628

Rest der Welt ohne acht Fluchtherkunftsländer 228 413 259 286 339 400 630 533 443

davon übriges Europa 95 168 103 120 146 181 277 169 179

Afrika (ohne Fluchtherkunftsländer) 22 48 24 29 42 49 74 65 56

Amerika 36 47 43 44 46 48 48 49 52

Asien (ohne Fluchtherkunftsländer) 70 111 83 89 98 112 133 133 130

Acht häufigste nicht europäische  Fluchtherkunftsländer3 21 196 39 44 62 133 541 390 164

Geflüchtete4 28 251 46 65 110 173 442 722 198

1 Jahresdurchschnittlich.
2 Euro-12 bezieht sich auf die zwölf Länder, die spätestens ab dem Jahr 2001 Mitglieder der Europäischen Währungsunion sind:  
Deutschland, Frankreich, Belgien, Luxemburg, Spanien, Italien, Griechenland, Irland, Finnland, die Niederlande, Österreich und Portugal. 
3 Syrien, Irak, Nigeria, Afghanistan, Iran, Eritrea, Somalia und Pakistan.
4 Die Anzahl der Geflüchteten ergibt sich anhand der Erstantragszahlen des BAMF.

Quelle: Bundesamt für Statistik, BAMF.

© DIW Berlin 2018

Tabelle 2

Ausländeranteil1 bei den 15- bis 74-Jährigen in Deutschland
Nach Staatsangehörigkeit, in Prozent

2004–2010 2011–2017 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017

AusländerInnen 9,3 12,0 9,9 10,4 11,0 11,7 12,8 13,8 14,5

EU-28 3,3 5,2 3,8 4,1 4,9 5,3 5,7 6,0 6,6

davon Euro-122 2,1 2,4 2,2 2,3 2,4 2,4 2,5 2,5 2,7

Rest der EU-28 1,2 2,8 1,6 1,9 2,5 2,9 3,2 3,5 3,9

Rest der Welt ohne acht Fluchtherkunftsländer 5,8 6,0 5,8 5,9 5,6 5,8 6,1 6,2 6,3

davon übriges Europa 4,1 4,0 4,1 4,2 3,9 3,9 4,0 3,9 3,9

Afrika (ohne Fluchtherkunftsländer) 0,4 0,5 0,4 0,4 0,4 0,5 0,6 0,7 0,7

Amerika 0,4 0,4 0,3 0,3 0,4 0,4 0,4 0,4 0,4

Asien (ohne Fluchtherkunftsländer) 0,9 1,0 0,9 0,9 0,9 1,0 1,0 1,1 1,1

Acht häufigste nicht europäische  Fluchtherkunftsländer3 0,2 0,9 0,3 0,4 0,4 0,5 1,0 1,6 1,7

1 Der Ausländeranteil setzt die Anzahl der 15- bis 74-Jährigen AusländerInnen in Beziehung zur gesamten 15- bis 74-jährigen Bevölkerung.
2 Euro-12 bezieht sich auf die zwölf Länder, die spätestens ab dem Jahr 2001 Mitglieder der Europäischen Währungsunion sind:  
Deutschland, Frankreich, Belgien, Luxemburg, Spanien, Italien, Griechenland, Irland, Finnland, die Niederlande, Österreich und Portugal. 
3 Syrien, Irak, Nigeria, Afghanistan, Iran, Eritrea, Somalia und Pakistan.

Quelle: Bundesamt für Statistik, BAMF.

© DIW Berlin 2018

https://www.destatis.de/DE/Publikationen/Thematisch/Bevoelkerung/MigrationIntegration/AuslaendBevoelkerung2010200177004.pdf;jsessionid=1B39A3D813D642E8D2D32B4757354409.InternetLive2?__blob=publicationFile
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häufigsten Fluchtherkunftsländern7 zurückzuführen, deren 
Anteil im Jahr 2017 1,7 Prozent an der Gesamtbevölkerung 
ausmachte. Der Anteil von EUStaatsangehörigen ist seiner
seits um dreieinhalb Prozentpunkte auf fast sieben Prozent 
der gesamten Bevölkerung angestiegen.

Die Aufnahme einer Erwerbstätigkeit in Deutschland stellt in 
der Gruppe der EUZuwanderer nach eigenen Angaben den 
wichtigsten Zuwanderungsgrund dar, während bei Zuwan
derern aus Drittstaaten familiäre Gründe überwiegen – das 
zeigen die Ergebnisse einer Sondererhebung aus dem Jahr 
2014.8 Zuwanderer aus der EU haben eine hohe Partizipations 
beziehungsweise Erwerbsquote, höher noch als die der Deut
schen. Dies hängt mit der Altersstruktur zusammen: Die aus
ländischen Arbeitskräfte sind im Durchschnitt jünger als die 
Deutschen. Die Erwerbsquote bei EUZuwanderern ist in den 
vergangenen Jahren kontinuierlich gestiegen (Abbildung 2).

Die Erwerbslosenquote von Ausländerinnen und Auslän
dern ist höher als bei den Inländern, variiert aber stark nach 
Herkunftsregionen. Sie sank in den letzten Jahren paral
lel zur guten Arbeitsmarktlage jedoch für EUBürgerinnen 
und Bürger ähnlich stark wie die der Deutschen. Im gesam
ten Euroraum sind die Erwerbslosenquoten bis 2013 ange
stiegen und anschließend nur allmählich zurückgegangen, 
auf ein weiterhin deutlich höheres Niveau als in Deutsch
land (Abbildung 3).

Ursache für die hohe EU-Zuwanderung nach 
Deutschland ist die gute Arbeitsmarktsituation 
im Vergleich zu anderen Mitgliedstaaten

Eine detailliertere Analyse im Rahmen einer Panelschätzung 
zeigt, dass sowohl strukturelle als auch zyklische Faktoren 
Migrationsbewegungen beeinflussen (Kasten 1). Während 
strukturelle Einflussfaktoren wie die gemeinsame Sprache, 
geografische Nähe, Einkommensunterschiede und vor allem 
der Wegfall von Zugangshindernissen zum Arbeitsmarkt die 
Zuwanderung beeinflussen, ist die zyklische Migration durch 
Unterschiede in der konjunkturellen Dynamik von Löhnen 
und insbesondere von Beschäftigungsmöglichkeiten geprägt.

Der Zusammenhang zwischen Migration und Konjunktur 
ist aber nicht einseitig. So mag die gute Verfassung des deut
schen Arbeitsmarkts eine Motivation für Zuwanderung nach 
Deutschland sein, aber auch zu einem bestimmten Grad eine 
Folge der Zuwanderung. Um dies zu identifizieren, wurde 
ein strukturelles dynamisches makroökonomisches Gleich
gewichtsmodell, das die Zuwanderung zwischen Deutsch
land und der EU abbildet, entwickelt (Kasten 2).

Das Modell wird separat für den Euroraum und die gesamte 
EU geschätzt und simuliert. Als Datengrundlage dienen 
Quartalszahlen vom ersten Quartal 1996 bis zum vierten 
Quartal 2016, die auf den Volkswirtschaftlichen Gesamtrech
nungen und dem Economic Outlook der OECD basieren, 

7 Syrien, Irak, Nigeria, Afghanistan, Iran, Eritrea, Somalia und Pakistan.

8 Siehe Eurostat (2014): EU-Labour Force Survey (online verfügbar).

Abbildung 3

Erwerbslosenquote1 in Deutschland und in der EU
2011 bis 2017, in Prozent
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EU-Bürgerinnen und -Bürger haben in Deutschland deutlich mehr Beschäftigungs-
möglichkeiten als in anderen EU-Staaten.

Abbildung 2

Erwerbsquote in Deutschland
Nach Staatsangehörigkeit, 2011 bis 2017, in Prozent
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Die Erwerbsbeteiligung von EU-Bürgerinnen und -Bürgern ist höher als die der 
 Deutschen und in den letzten Jahren gestiegen.

https://ec.europa.eu/eurostat/statistics-explained/index.php?title=EU_labour_force_survey


960 DIW Wochenbericht Nr. 44/2018

EU-ZUWANDERUNG

Kasten 1

Determinanten der Zuwanderung in Deutschland

In einer Panelschätzung wurde der Einfluss der relativen wirt-

schaftlichen Entwicklung in Deutschland und den wichtigsten 

Sendeländern auf die Nettozuwanderung nach Deutschland im 

Zeitraum von 1995 bis 2016 untersucht (Tabelle). Verschiedene 

Abgrenzungen von Sendeländern wurden betrachtet, um Unter-

schiede der Zuwanderungsmuster zu berücksichtigen. Das größte 

Ländersample umfasst 45 Länder und beinhaltet alle Länder der 

OECD (inklusive aller EU-28-Länder) sowie weitere wichtige Sen-

deländer. Zusätzlich wurde das Ländersample auf die Europäische 

Union und den Euroraum begrenzt.

Als Datengrundlage wurden Zu- und Abwanderungszahlen der 

OECD und der Bilateral Migration Database der UN, die MigrantIn-

nen anhand ihrer Nationalität definieren, verwendet.

Die Spezifikation orientiert sich an den in der Literatur1 gängigen 

Schätzgleichungen und berücksichtigt strukturelle Faktoren 

wie die gemeinsame Sprache, die geografische Distanz und die 

1 Siehe Anna Maria Mayda (2010): International Migration: A Panel Data Analysis of the Determinants of 

Bilateral Flows. Journal of Population Economics 23(4), 1249-1274 und Michel Beine, Pauline Bourgeon und 

Jean-Charles Bricongne (2018): Aggregate Fluctuations and International Migration. Scandinavian Journal 

of Economics.

Möglichkeit, in Deutschland erwerbstätig zu werden (Arbeitneh-

merfreizügigkeit). Darüber hinaus werden der kaufkraftbereinigte 

Nettolohn und die Arbeitslosenquote in Deutschland in Relation 

zum Sendeland berücksichtigt.2 Während die aggregierten Löhne 

kurzfristig nur wenig schwanken, spiegeln die Erwerbslosenquoten 

auch kurzfristige konjunkturelle Schwankungen wider und können 

folglich die zyklische Zuwanderung einfangen.

Alle Schätzungen beinhalten fixe Effekte für Jahre und für Sende-

länder und berücksichtigen dadurch auch die Attraktivität alterna-

tiver Zielländer, welche einen Einfluss auf die Zuwanderung nach 

Deutschland haben kann.3

Die Vorzeichen der geschätzten Koeffizienten entsprechen den 

Erwartungen. So sinkt mit zunehmender geografischer Distanz die 

Zuwanderung nach Deutschland; der Abbau von Arbeitsmarkt-

zugangsbeschränkungen sowie die Zugehörigkeit zur EU und zur 

Europäischen Währungsunion hat einen positiven Einfluss auf die 

Zuwanderung nach Deutschland.

Neben diesen strukturellen Faktoren hat auch die relative wirt-

schaftliche Entwicklung einen Einfluss auf die Wanderungsmuster. 

Die Reallohndifferenz, die eher den langfristigen Faktoren zuge-

rechnet wird, hat einen positiven Einfluss auf die Zuwanderung 

nach Deutschland, dieser ist jedoch nicht signifikant im Fall 

der Sendeländer aus dem Euroraum.4 Die Lohnelastizität der 

Zuwanderung ist in der breit definierten Sendeländergruppe 

vergleichsweise gering und deutet auf die Bedeutung von Einwan-

derungshemmnissen in anderen Ländern hin.5 Darüber hinaus 

haben auch eher kurzfristige Faktoren einen Einfluss auf die Zu-

wanderungsmuster. Über alle Länderabgrenzungen hinweg liegt 

ein signifikanter negativer Zusammenhang zwischen der Differenz 

der Erwerbslosenquote und den Zuzügen nach Deutschland vor. 

Je nach Länderabgrenzung geht eine um zehn Prozent niedrige-

re Differenz der Arbeitslosenquote im Vorjahr mit einer um 1,87 

bis 2,9 Prozent höheren Nettozuwanderung aus dem Sendeland 

einher, wenn alle anderen Faktoren konstant gehalten werden. 

Insgesamt zeigt die Untersuchung, dass die Migrationsmuster im 

Euroraum und der EU zyklisch geprägt sind.

2 Sie werden mit einer Verzögerung von einer Periode, das heißt predeterminiert, eingebracht, um 

 einen Einfluss der Migrationsvariablen auf sie auszuschließen.

3 Siehe Simone Bertoli, und Jesús Fernandez-Huertas Moraga (2013): Multilateral resistance to migra-

tion. Journal of Development Economics 102(C), 79-100.

4 Eine mögliche Begründung dafür liefert das DSGE-Modell, bei dem ein positiver Technologieschock 

mit steigenden Löhnen und einem zunächst negativen Wanderungssaldo einhergeht. Bei anderen (nach-

frageseitigen) Konjunkturschocks steigen die Löhne und der Wanderungssaldo ist positiv.

5 Die bisher restriktive Einwanderungspolitik Deutschlands gegenüber Drittländern kann den niedri-

gen Wert erklären. Siehe Mayda (2010), a. a. O. für eine Korrektur um den Einfluss bilateraler Migrations-

abkommen.

Tabelle

Einfluss der relativen wirtschaftlichen Entwicklung in 
 Deutschland und den wichtigsten Sendeländern auf die Netto-
zuwanderung nach Deutschland 
2011 bis 2016, Ergebnisse der Panelschätzung

Determinanten der Nettozuwanderungsrate1 1 2 3

Reallohn-Differenz (logarithmiert, t-1)2 0,129*** 0,658*** 0,432

Arbeitslosenquote-Differenz (logarithmiert, t-1)2 −0,187*** −0,233*** −0,292***

Distanz (logarithmiert, in Quadratmeter) −0,102*** –0,09** −0,438***

EU-Beitritt 0,201*** 0,189***

Arbeitnehmerfreizügigkeit 0,161* 0,196*** 0,238***

Gemeinsame Währung 0,07***

Zeit-Fixed-Effekte Y Y Y

Sendeländer-Fixed-Effekte Y Y Y

Zeitraum 1995–2016 1995–2016 1995–2016

Ländergruppe
OECD + Hauptein-
reiseländer ROW

EU-28 Euro-12

Bestimmtheitsmaß 0,72 0,7 0,67

Beobachtungen 827 513 220

1 Die Nettozuwanderungsrate wird definiert als Wanderungssaldo pro Person im erwerbsfähigen Alter.
2  Die Reallohn- und Arbeitslosenquotendifferenzen werden gemessen als logarithmierte Differenz zwischen den kaufkraft-

bereinigten Reallöhnen in Deutschland und dem Sendeland.
Signifikanzniveaus: ***, **, * geben jeweils die Siginifikanz der jeweiligen Determinanten auf dem Ein-, Fünf- und Zehn-Pro-
zent-Niveau an.

 Quelle: OECD, UN-Migrationsdaten, Nationale Statistikämter.

© DIW Berlin 2018
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sowie die Nettozuwanderung aus der Wanderungsstatistik 
des Statistischen Bundesamtes.9

Es werden verschiedene angebots und nachfrageseitige Ver
änderungen, beispielsweise ein Anstieg der Staatsausgaben, 
untersucht. Neben den klassischen Treibern der Konjunk
tur werden auch arbeitsmarktspezifische Schocks, wie eine 
höhere Lohnsetzungsmacht der ArbeitnehmerInnen oder 
eine Veränderung des Arbeitsangebotsverhaltens der Haus
halte, berücksichtigt. Als Neuerung gegenüber bestehenden 
Modellen kann zudem ein Migrationskostenschock identi
fiziert werden. Unter Migrationskosten werden hier die tat
sächlichen Umzugskosten erfasst (darunter auch Visage
bühren und bürokratische Kosten), aber auch ein monetärer 
Wert für alle Faktoren, seien sie juristisch oder psycholo
gisch, die die Migration erschweren. Die Einführung der 

9 Unter der Annahme, dass das Abmeldeverhalten der Auswandernden über den Zyklus stabil ist, ist 

die Aussagekraft der prozentualen Veränderung nicht durch die lückenhafte Erfassung von Auswanderun-

gen beeinträchtigt.

Arbeitnehmerfreizügigkeit stellt einen solchen Migrations
kostenschock dar, aber auch zum Beispiel die Aufnahme 
von direkten Flugverbindungen zwischen zwei Ländern.

Nach dieser Berechnung verlief die EUZuwanderung nach 
Deutschland in den vergangenen Jahren prozyklisch. Nach
frageseitige Schocks erklären 37 Prozent der konjunkturellen 
Migration10 und weitere 23 Prozent entfallen auf angebotssei
tige Veränderungen (Abbildung 4). Beide Faktoren beein
flussen die Arbeitsmarktlage und ziehen folglich indirekt 
auch Wanderungsbewegungen nach sich. Veränderungen 
auf dem Arbeitsmarkt, die die Zuwanderungsentscheidung 
direkt beeinflussen, haben in Summe einen Anteil von rund 
24 Prozent. Darüber hinaus erklärt auch die Entwicklung 
der Migrationskosten einen merklichen Anteil von 16 Pro
zent der EUZuwanderung. Im Euroraum fällt diese Kom
ponente mit rund elf Prozent etwas geringer aus. Betrachtet 

10 Das Modell bildet konjunkturelle Migration ab, das heißt die Schwankungen der Nettozuwanderung 

um einen langfristigen Trend.

Kasten 2

Modell zur Schätzung des Beitrags der Zuwanderung auf die BIP-Entwicklung

Die vorliegende Studie zu den makroökonomischen Auswirkun-

gen von Migration basiert auf einem geschätzten Zwei-Länder- 

DSGE-Modell. In dem Modell wird die Migrationsentscheidung 

mikroökonomisch hergeleitet. Bei der Migrationsentscheidung 

berücksichtigen die Haushalte nicht nur die Arbeitsmarktsituation 

in beiden Ländern (Löhne und Arbeitslosenquote), sondern auch 

die zukünftige Entwicklung dieser Push- und Pullfaktoren sowie 

Anpassungskosten, die während des Zuwanderungsprozesses 

entstehen (zum Beispiel bürokratische Hindernisse, Umzugskos-

ten, Visagebühren).

Die Firmen in beiden Ländern beschäftigen sowohl in- als auch 

ausländische Fachkräfte und in jedem Quartal lebt ein bestimmter 

Anteil der Mitglieder des inländischen Haushaltes im Ausland. 

Dieser Anteil verändert sich durch exogene Störungen. Haus-

haltsmitglieder wandern immer dann in das andere Land, wenn 

die Differenz zwischen den Löhnen steigt oder den Arbeitslosen-

quoten sinkt. Dadurch erhöht sich im Zielland der Anteil der Zuge-

wanderten an der Gesamtbevölkerung und es liegt ein positiver 

Wanderungssaldo vor.

Der Rest des Modells entspricht im Wesentlichen dem im Rah-

men anderer Studien bereits präsentierten makroökonomischen 

Gleichgewichtsmodell neukeynesianischen Typs.1 Es gibt eine hori-

zontale Wertschöpfungsstruktur, in der unter Einsatz von Arbeits-

kräften und Sachkapital inländische Zwischen- und Endprodukte 

produziert werden. Das inländische Endprodukt setzt sich aus 

in- und ausländischen Zwischenprodukten zusammen und wird 

1 Siehe Frank Smets, Rafael Wouters und Jordi Gali (2010): Unemployment in an Estimated New 

Keynesian Model. NBER Macroeconomics Annual 2011, Volume 26.

für Konsum- und Investitionszwecke nachgefragt. Zusätzlich fragt 

auch der Staat inländische Güter nach. Friktionen und Rigiditäten 

auf Güter- und Arbeitsmärkten führen dazu, dass konjunkturelle 

Arbeitslosigkeit und Inflation entstehen. Die Zentralbank setzt eine 

konventionelle Zinspolitik ein, um das Ziel der Preisniveaustabilität 

zu erreichen.2

Im Modell können neben klassischen Konjunkturschocks auf 

Angebot und Nachfrage auch eine steigende generelle Erwerbs-

beteiligung oder ein unverhoffter Anstieg des Nominallohnes 

dazu führen, dass sich die Migrationsströme ändern. Aufgrund der 

Anpassungskosten reagieren die Migrationsflüsse nur graduell auf 

die Veränderung wirtschaftlicher Größen im In- und Ausland, da-

rüber hinaus ist die Migrationsreaktion bei großen und persisten-

ten Schocks stärker. Unerwartete Veränderungen dieser Kosten, 

zum Beispiel eine Erleichterung des Arbeitsmarkteintritts im Ziel-

land, können dazu führen, dass die Auswanderung attraktiver wird.

Die Modellparameter werden mit bayesianischen Methoden an-

hand von Daten für insgesamt 17 (Deutschland und Euroraum) 

beziehungsweise 18 (Deutschland und EU) makroökonomische 

Variablen im Zeitraum vom ersten Quartal 1996 bis zum vierten 

Quartal 2016 geschätzt.3

2 Bei der Schätzung der Niedrigzinsphase zwischen 2012 und 2016 wird der EZB-Leitzins mit der so 

genannten „shadow rate“ verwendet. Siehe Jing Cynthia Wu und Fan Dora Xia (2017): Time-Varying Lower 

Bound of Interest Rates in Europe, Chicago Booth Research Paper No. 17-06.

3 Einige Parameter, die sich nicht in der Realität beobachten lassen (Zeitpräferenzrate, Abschreibungs-

rate) werden kalibriert, so dass bestimmte makroökonomische Größen (Realzins, Kapitalintensität) ihrem 

beobachtbaren langfristigen Gleichgewichtswert entsprechen.
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man darüber hinaus den längeren historischen Zeitraum 
zwischen 1980 und 201611, zeigt sich, dass der Beitrag der 
Migrationskosten fast dreimal so hoch war wie im Zeitraum 
zwischen 1996 und 2016. Dies deutet darauf hin, dass mit 
dem Abbau der Migrationshindernisse, insbesondere durch 
die Öffnung der Arbeitsmärkte, der Einfluss von konjunktu
rellen Faktoren auf die Migration zugenommen hat.

Konjunkturelle Arbeitsmarktzuwanderung 
stabilisiert die Lohndynamik und verstärkt das 
Wirtschaftswachstum

Mit dem Modell kann zusätzlich eine kontrafaktische Simu
lation durchgeführt werden, um zu untersuchen, wie die 
Zuwanderung ihrerseits die konjunkturelle Dynamik beein
flusst hat. Dabei wird angenommen, dass in und auslän
dische Fachkräfte eine annähernd vergleichbare Produk
tivität haben.12 In der kontrafaktischen Simulation wird eine 
Zuwanderungsbeschränkung eingeführt, die den Wande
rungsüberschuss auf jährlich 150 000 Personen begrenzt.13

Die Berechnungen ergeben, dass das BIPWachstum zum 
Höhepunkt der EUZuwanderung im Jahr 2015 um gut 
0,3 Prozentpunkte niedriger gewesen wäre (Abbildung 5),14 
statt 1,5 Prozent also nur 1,2 Prozent betragen hätte.

Ohne konjunkturelle Zuwanderung hätten Unternehmen 
im wirtschaftlichen Aufschwung noch mehr Schwierigkei
ten gehabt, Arbeitskräfte zu finden. Kurzfristig wäre es für 
Firmen nicht ohne weiteres möglich gewesen, die fehlen
den Arbeitskräfte durch eine längere Arbeitszeit oder einen 
verstärkten Sachkapitaleinsatz zu ersetzen. Folglich hätte 
sich der Engpass in einem stärkeren Lohndruck bemerk
bar gemacht. Aufgrund kurzfristiger Rigiditäten am Arbeits
markt wären Löhne nicht sofort angestiegen. Allerdings hät
ten die positiven Lohnerwartungen die Preise beeinflusst, 
denn die Unternehmen versuchen, die steigenden Produkti
onskosten an die VerbraucherInnen weiterzugeben. Zudem 
haben die Arbeitskräfte aus der EU die Konsumnachfrage 
der Haushalte erhöht. Mit höheren Produktionskosten, stär
kerer Preisdynamik und niedrigerer Konsumnachfrage hätte 
das reale BIPWachstum in den Jahren 2011 bis 2016 insge
samt um jahresdurchschnittlich 0,2 Prozentpunkte niedri
ger gelegen.15

11 Für die im Jahr 2004 der EU beigetretenen Staaten gibt es keine Daten vor 1995 auf Quartalsbasis.

12 In Übereinstimmung mit mikroökonometrischen Studien wird angenommen, dass inländische und 

EU-Fachkräfte eine Substitutionselastizität von sieben haben. Die Substitutionselastizität misst, in wel-

chem Maße Arbeitskräfte durch andere bei gleichbleibender Produktivität ausgetauscht werden können. 

Ab einem Wert von eins wird davon ausgegangen, dass die Arbeitskräfte substituierbar sind. Vgl. Herbert 

Brücker et al. (2014): Migration and imperfect labor markets: Theory and cross-country evidence from 

Denmark, Germany and the UK. European Economic Review 66, 205–225.

13 Diese Zahl entspricht der durchschnittlichen Zuwanderung seit dem Jahr 2004 und orientiert sich an 

dem in der Bevölkerungsvorausberechnung des Statistischen Bundesamtes unterstellten langfristigen 

Gleichgewichtswert.

14 Die Parameter- und Schätzunsicherheit wird üblicherweise in 90-Prozentintervallen für jeden einzel-

nen Parameter angegeben, auf deren Basis die 90-Prozent-Konfidenzbänder der Impuls-Antwort-Folgen 

für das Bruttoinlandsprodukt ermittelt werden. Beides kann auf Anfrage vom Autorenteam bereitgestellt 

werden.

15 Im Vergleich mit einem Szenario ohne Wanderungsüberschuss ist der Effekt der Migration auf die jah-

resdurchschnittliche Wachstumsrate doppelt so hoch.

Abbildung 4

Durchschnittlicher Beitrag verschiedener Schocks zur 
 Entwicklung der EU-28- und Euro-121-Nettozuwanderung nach 
Deutschland
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1 Euro-12 bezieht sich auf die zwölf Länder, die spätestens ab dem Jahr 2001 Mitglieder 
der Europäischen Währungsunion sind: Deutschland, Frankreich, Belgien, Luxemburg, Spanien, Italien, Griechenland, Irland, 
Finnland, die Niederlande, Österreich und Portugal.

Quelle: OECD Economic Outlook, Ausländerzentralregister, Bundesamt für Statistik, eigene Berechnungen.
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Konjunkturelle Faktoren erklären einen großen Teil der verstärkten EU-Zuwanderung 
nach Deutschland.

Abbildung 5

Konjunktureffekt der EU-Zuwanderung nach Deutschland
2011 bis 2016, in Prozentpunkten
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Die BIP-Wachstumsrate wäre ohne EU-Zuwanderung im Jahr 2015 um rund  
0,3 Prozentpunkte niedriger gewesen.
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Fazit: Gezielte Maßnahmen sind notwendig, um 
Potentiale der Zuwanderung unter anderem aus 
der EU zu heben

Die in diesem Wochenbericht durchgeführte Analyse unter
sucht vor allem die kurz bis mittelfristigen Ursachen und 
Auswirkungen von Zuwanderung. Es zeigt sich, dass die gute 
Arbeitsmarktsituation in Deutschland im Vergleich zu vie
len anderen europäischen Ländern Arbeitskräfte aus dem 
europäischen Ausland angezogen hat. Die Zuwanderung 
konnte Arbeitsmarktengpässe teilweise kompensieren und 
den Aufschwung zusätzlich beflügeln. Es liegen aber wei
terhin strukturelle Hindernisse vor, die vor allem die kon
junkturelle Migration erschweren.16

Darüber hinaus hat sich mittlerweile auch die Arbeitsmarkt
situation in vielen anderen EUStaaten verbessert, so dass die 
Einwanderungsanreize sinken beziehungsweise die Motiva
tion steigt, zurückzuwandern. Langfristig steht Deutschland, 
wie viele andere EULänder, vor der Herausforderung des 
demografischen Wandels, die nicht nur, aber auch mit einer 
höheren Zuwanderung bewältigt werden kann.

Aus wirtschaftspolitischer Perspektive ist es deshalb wich
tig, bestehende Migrationshemmnisse abzubauen und die 
Zuwanderung zu stärken.17

Auch wenn EUZuwanderer mittlerweile alle in Deutsch
land arbeiten dürfen, so hängt die Zuwanderungsentschei
dung neben den Beschäftigungsmöglichkeiten auch von den 
erwarteten Einkommensmöglichkeiten in Deutschland ab. 
Diese sind aktuell noch dadurch begrenzt, dass die Zuwan
derer zum Teil schwer ihren Qualifikationen entsprechende 
Beschäftigungen finden.18

16 Vgl. Mai Dao, Davide Furceri und Prakash Loungani (2014): Regional Labor Market Adjustment in 

the United States and Europe. IMF Working Paper No. 14/26 (online verfügbar); Beyer und Smets (2015), 

a. a. O.

17 Siehe Nina Neubecker, Marcel Fratzscher und Carolin Linckh (2014): Migration in der Europäischen 

Union. DIW Wochenbericht Nr. 30 (online verfügbar) für eine Übersicht der wichtigsten Migrationshemm-

nisse der EU-Zuwanderung.

18 Siehe Ehsan Vallizadeh, Joan Muysken und Thomas Ziesemer (2015): Migration, Unemployment, and 

Skill Downgrading: A Specific-Factors Approach. Scandinavian Journal of Economics 117(2).

Politische Maßnahmen sollten sich daher verstärkt dar
auf richten, den Arbeitsmarktzugang zu verbessern. Dazu 
gehört neben weiteren Fortschritten bei der Anerkennung 
von ausländischen Ausbildungs und Studienabschlüssen 
und einem erleichterten Zugang zu Deutschkursen im Aus
land vor allem auch die Stärkung der Attraktivität der deut
schen Bildungslandschaft. Gelingt es in Zukunft, noch mehr 
junge Menschen für eine Ausbildung oder ein Studium in 
Deutschland zu gewinnen, wird die Zahl der ausländischen 
Fachkräfte, die auf dem deutschen Arbeitsmarkt eine ihren 
Qualifikationen entsprechende Beschäftigung anstreben 
und auch finden, weiter steigen.

Neben der Senkung von Migrationskosten für die EUZu
wanderung kann es für die deutsche Wirtschaft zudem von 
Vorteil sein, in Zukunft auch den Arbeitsmarktzugang für 
Arbeitskräfte aus Drittstaaten zu erleichtern. Die Bundesre
gierung hat deshalb die Einführung eines Einwanderungs
gesetzes19 für Fachkräfte, also Menschen mit Hochschulab
schluss oder qualifizierter Berufsausbildung, aus Drittstaaten 
beschlossen. Es ist davon auszugehen, dass das Einwande
rungsgesetz die Migrationskosten senkt, die Zuwanderung 
von Fachkräften aus Drittstaaten nach Deutschland dadurch 
steigt und, ähnlich den Migrationsmustern innerhalb der 
EU, stärker auf konjunkturelle Faktoren reagiert.

Neben den ökonomischen Zuwanderungsanreizen ist bei 
der Gewinnung von Fachkräften sowohl aus der EU als auch 
aus Drittstaaten eine flächendeckende Einwanderungskul
tur nötig, die Zuwanderung nicht als Problem, sondern als 
Chance begreift.

19 Vgl. Bundesministerium des Innern (2018): Eckpunkte zur Fachkräfteeinwanderung aus Drittstaaten 

vom 2. Oktober 2018 (online verfügbar). Die Eckpunkte richten sich im Gegensatz zur EU-weiten Regelung 

nicht nur an hochqualifizierte Arbeitskräfte in bestimmten Engpassberufen. Wesentliche Neuerungen sind 

dabei die Möglichkeit, sich bei der Arbeitsplatzsuche ein halbes Jahr in Deutschland aufzuhalten sowie die 

Einrichtung einer Clearing-Stelle zur Überprüfung der Vergleichbarkeit von Qualifikationen.
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1. Herr Clemens, wie viele Menschen sind in den letzten 

Jahren insgesamt nach Deutschland eingewandert und 

wie viele davon stammen aus Europa? Seit 2011 sind 

gut neun Millionen Zuwanderer aus der ganzen Welt nach 

Deutschland gekommen, davon knapp über die Hälfte aus 

der EU. Sehr viele davon kommen aus den osteuropäischen 

Ländern und einige aus Südeuropa, also Italien, Spanien und 

Griechenland.

2. Aus welchen Gründen kommen diese nicht asylbeding-

ten Einwanderer nach Deutschland? Unsere Studie zeigt, 

dass die nicht asylbedingten Einwanderer aus der EU vor 

allem aus Arbeitsmarktgründen nach Deutschland kommen. 

Es gibt auch noch andere Wanderungsgründe, zum Beispiel 

familiärer Zuzug, aber wir sehen in unserer Modellschätzung, 

dass ein relativ großer Anteil, mehr als die Hälfte, wegen der 

guten Arbeitsmarktsituation in Deutschland zugewandert ist. 

Wenn man sich beispielsweise die Altersstruktur anschaut, 

dann sieht man, dass überwiegend Leute im erwerbsfähigen 

Alter, also zwischen 15 und 74 Jahren, zugewandert sind.

3. Inwieweit gelingt es diesen Zuwanderern, tatsächlich 

Arbeit in Deutschland zu finden? Die Erwerbslosenquote 

der EU-Zuwanderer ist in den letzten Jahren gesunken. Das 

zeigt, dass Zuwanderer die Beschäftigungsmöglichkeiten 

nutzen. Insgesamt ist die Erwerbslosenquote der EU-Zuwan-

derer zwar etwas höher, aber sie ist ähnlich stark gesunken 

wie die der Deutschen. Das deutet darauf hin, dass EU-Zu-

wanderer von der guten Arbeitsmarktsituation in Deutsch-

land profitiert haben.

4. Welchen Einfluss hat diese Migration auf die deutsche 

Wirtschaft? Wir haben uns den Effekt, den die Zuwanderung 

aus der EU auf die deutsche Wirtschaft hat, in einem Modell 

angeschaut und haben versucht, den Wachstumseffekt 

durch Schätzungen und Simulationen zu ermitteln. Was wir 

sehen ist, dass die Zuwanderung aus der EU das Wachstum 

seit 2011 im Jahresdurchschnitt um rund 0,2 Prozent erhöht 

hat. Anders gesprochen, wäre die Zuwanderung nicht ge-

wesen, wäre die Wachstumsrate im Durchschnitt der letzten 

Jahren um 0,2 Prozent niedriger gewesen.

5. Fördert die gute Konjunktur die Einwanderung oder 

sorgt die Einwanderung für eine gute Konjunktur? Dieser 

Zusammenhang besteht natürlich beidseitig. Wir haben 

Arbeitsmarktengpässe und in so einer Situation sind die Un-

ternehmen natürlich dringend auf Arbeitskräfte angewiesen. 

Wenn das inländische Potential nicht ausreicht, dann ist es 

vorteilhaft, wenn Zuwanderer in das Land kommen und die 

Engpässe am Arbeitsmarkt ausgleichen.

6. Sprechen Ihre Ergebnisse dafür, dass die Zuwanderung 

aus Drittländern gefördert werden sollte? Wenn wir uns 

die Situation in den letzten Jahren anschauen, sehen wir, 

dass die gute Arbeitsmarktlage in Deutschland im Vergleich 

zu den anderen europäischen Ländern viele Arbeitskräfte 

nach Deutschland angezogen hat. Wir sehen auch, dass sich 

die konjunkturelle Situation in den anderen Ländern wieder 

etwas aufhellt. Das heißt also, dass die Arbeitsmarktsituation 

auch in den anderen EU-Ländern etwas besser wird und 

deswegen damit zu rechnen ist, dass entweder weniger Ar-

beitskräfte nach Deutschland kommen oder vielleicht auch 

einige wieder zurückwandern. Ein anderer Aspekt ist, dass 

der demografische Wandel nicht nur Deutschland, sondern 

natürlich auch andere EU-Länder betrifft. Deshalb wird 

vermutlich ein großer Teil derjenigen, die vielleicht noch 

ausgewandert wären, auch eher zu Hause bleiben. Deswe-

gen stellt sich für Deutschland die Frage, an welcher Stelle 

man den Arbeitsmarkt hierzulande attraktiver machen kann. 

Es kann auch von Vorteil sein, darüber nachzudenken, den 

Arbeitsmarktzugang für Nicht-Europäer oder Nicht-EU-Bür-

gerinnen und -Bürger etwas zu erleichtern.

Das Gespräch führte Erich Wittenberg.

Dr. Marius Clemens, wissenschaftlicher Mitarbeiter 

der Abteilung Konjunkturpolitik am DIW Berlin 
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SOEP Papers Nr. 985 

2018 | Charlotte Bartels, Dirk Neumann

Redistribution and Insurance in Welfare States around the World

Redistribution across individuals in a one-year-period framework is an empirically intense-

ly studied question. However, a substantial share of annual redistribution might turn out 

to serve individual insurance in a longer perspective. In particular, public pensions, that 

smooth incomes over the life-cycle and are funded by high taxes, play an increasingly 

important role in welfare states with aging societies. This paper investigates to what extent 

long-run redistribution diverges from annual redistribution in welfare states of different 

types. Exploiting panel data from the Cross-National Equivalent File (CNEF) for Australia, 

Germany, Korea, Switzerland, the United Kingdom and the United States, we find that 

supposedly highly redistributive welfare states like Germany provoke comparably less redistribution between 

individuals in the long-run than the United Kingdom or the United States. Regression results show that a 

higher share of elderly is associated with higher annual redistribution, but with less long-run redistribution 

between individuals.

www.diw.de/publikationen/soeppapers 

SOEP Papers Nr. 986 

2018 | Joachim Merz

Are Retirees More Satisfied? – Anticipation and Adaptation Effects 
of Retirement on Subjective WellBeing: A Panel Analysis for 
Germany

Quality of life and satisfaction with life are of particular importance for individuals as well as 

for society concerning the “demographic change” with now longer retirement periods. This 

study will contribute to the life satisfaction discussion and quantifies life satisfaction and 

pattern of explanation before and after such a prominent life cycle event, the entrance into 

retirement. In particular, with the individual longitudinal data and 33 waves of the Socio-

Economic Panel (SOEP) and the appropriate microeconometric causal fixed effects robust panel methods we 

ask and quantify if actual life satisfaction indeed is decreasing before retirement, is increasing at the entrance 

into retirement, and is decreasing then after certain periods back to a fore-going level. Thus, we ask if such 

an anticipation and adaptation pattern– as known from other prominent events – is also to discover for life 

satisfaction before and after retirement in Germany. Main result: Individual and family situation lift life satis-

faction after retirement for many years, the (former) occupational situation, however, absorbs this effect both 

for pensioners and civil service pensioners. It remains only one period of improvement with close anticipation 

and adaptation at entering retirement but no furthermore significant change compared to pre-retirement life 

satisfaction. This holds for pensioners (German pension insurance, GRV) but there is no significant effect at all 

for civil service pensioners.

www.diw.de/publikationen/soeppapers 
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Discussion Papers Nr. 1761 

2018 | Jeffrey T. Denning, Richard Murphy, Felix Weinhardt

Class Rank and LongRun Outcomes

This paper considers a fundamental question about the school environment – what are 

the long run effects of a student’s ordinal rank in elementary school? Using administrative 

data from all public school students in Texas, we show that students with a higher third 

grade academic rank, conditional on ability and classroom effects, have higher subsequent 

test scores, are more likely to take AP classes, graduate high school, enroll in college, and 

ultimately have higher earnings 19 years later. Given these findings, the paper concludes 

by exploring the tradeoff between higher quality schools and higher rank.

www.diw.de/publikationen/diskussionspapiere 

Discussion Papers Nr. 1762 

2018 | Helmut Lütkepohl, Anna Staszewska-Bystrova, Peter Winker

Constructing Joint Confidence Bands for Impulse Response 
Functions of VAR Models: A Review

Methods for constructing joint confidence bands for impulse response functions which are 

commonly used in vector autoregressive analysis are reviewed. While considering sepa-

rate intervals for each horizon individually still seems to be the most common approach, a 

substantial number of methods have been proposed for making joint inferences about the 

complete impulse response paths up to a given horizon. A structured presentation of these 

methods is provided. Furthermore, existing evidence on the small-sample performance of 

the methods is gathered. The collected information can help practitioners to decide on a 

suitable confidence band for a structural VAR analysis.

www.diw.de/publikationen/diskussionspapiere 
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Discussion Papers Nr. 1763 

2018 | Alexander Konon, Alexander Kritikos

Prediction Based on EntrepreneurshipProne Personality Profiles: 
Sometimes Worse Than the Toss of a Coin

The human personality predicts a wide range of activities and occupational choices—from 

musical sophistication to entrepreneurial careers. However, which method should be 

applied if information on personality traits is used for prediction and advice? In psycho-

logical research, group profiles are widely employed. In this contribution, we examine the 

performance of profiles using the example of career prediction and advice, involving a 

comparison of average trait scores of successful entrepreneurs with the traits of poten-

tial entrepreneurs. Based on a simple theoretical model estimated with GSOEP data and 

analyzed with Monte Carlo methods, we show, for the first time, that the choice of the comparison method 

matters substantially. We reveal that under certain conditions the performance of average profiles is inferior 

to the tossing of a coin. Alternative methods, such as directly estimating success probabilities, deliver better 

performance and are more robust.

www.diw.de/publikationen/diskussionspapiere 

Discussion Papers Nr. 1764 

2018 | Helmut Lütkepohl, Mika Meitz, Aleksei NetŠunajev, Pentti Saikkonen

Testing Identification via Heteroskedasticity in Structural Vector 
Autoregressive Models

Tests for identification through heteroskedasticity in structural vector autoregressive 

analysis are developed for models with two volatility states where the time point of vola-

tility change is known. The tests are Wald type tests for which only the unrestricted model 

including the covariance matrices of the two volatility states have to be estimated. The 

residuals of the model are assumed to be from the class of elliptical distributions which in-

cludes Gaussian models. The asymptotic null distributions of the test statistics are derived 

and simulations are used to explore their small sample properties. Two empirical examples 

illustrate the usefulness of the tests.

www.diw.de/publikationen/diskussionspapiere 
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Die Europäische Kommission hat den Haushaltsentwurf der ita-

lienischen Regierung abgelehnt – ein Novum in der Geschichte 

der EU. Nun hat die Regierung bis Mitte November Zeit nach-

zubessern. Dass dies geschieht und die EU-Kommission den 

Haushalt anschließend genehmigen kann, ist angesichts der 

verhärteten Fronten zwischen Brüssel und Rom alles andere 

als sicher. Sollte kein Kompromiss gefunden werden und die 

italienische Regierung den vorliegenden Plan in der bestehen-

den Form umsetzen, könnte sich die EU-Kommission in letzter 

Instanz genötigt sehen, ein Defizitverfahren gegen Italien zu 

eröffnen. Daraus resultierende Sanktionen würden die Kosten 

des Haushaltsstreits für die italienischen Steuerzahlerinnen 

und Steuerzahler weiter in die Höhe treiben. Schon jetzt sind 

die Zinsen auf italienische Staatsanleihen gestiegen. Zudem 

dürfte sich die Unsicherheit an den Finanzmärkten mit Blick auf 

die Stabilität in Europa weiter erhöhen.

Umso wichtiger wäre es, dass sich die Beteiligten endlich 

zusammenraufen und einen Kompromiss finden. Zwar wurde 

bereits kostbare Zeit verschwendet, dennoch ist es noch nicht 

zu spät, eine für beide Seiten weitestgehend gesichtswahrende 

Lösung zu finden. Dies setzt aber sowohl die Rückkehr zu einem 

konstruktiven Miteinander als auch eine ehrliche Kompromiss-

bereitschaft auf beiden Seiten voraus.

Die italienische Regierung muss von ihrem Konfrontationskurs 

abkehren und sich den ursprünglich mit Brüssel vereinbar-

ten Zielen zur Neuverschuldung wieder annähern. Dies kann 

gelingen, wenn sie sich auf die Posten im Haushaltsentwurf 

konzentriert, die das Wirtschaftswachstum in Italien tatsächlich 

nachhaltig erhöhen können. Die Hauptprobleme der italieni-

schen Wirtschaft – eine schwache Investitionstätigkeit und Pro-

duktivität, weiterhin bestehende Risiken im Bankensektor oder 

die anhaltend hohe Arbeitslosigkeit vor allem bei jungen Men-

schen – sind überwiegend struktureller Natur. Zwar kann die 

im Haushalt beschlossene Erhöhung von Sozialleistungen die 

Wirtschaft kurzfristig beleben, zur langfristigen Lösung dieser 

Strukturprobleme erscheint sie jedoch nur bedingt geeignet. 

Vielmehr sollte die italienische Regierung andere Maßnahmen 

wie die Förderung öffentlicher Investitionen – etwa in den Be-

reichen Bildung und Infrastruktur – in ihrem Entwurf hervorhe-

ben. Zudem könnte das Vertrauen in den Wirtschaftsstandort 

Italien zurückkehren, wenn sich die Regierung zu den von den 

Vorgängerregierungen eingeleiteten Strukturreformen bekennt 

und diese nicht wie zuletzt angekündigt teilweise zurücknimmt. 

Dann dürfte sich auch das Investitionsklima verbessern, hier-

von dürfte vor allem der italienische Mittelstand profitieren.

Die Europäische Kommission wiederum muss auf entsprechen-

de Signale aus Rom eingehen und der italienischen Regierung 

im Rahmen der bestehenden Möglichkeiten Spielräume zuge-

stehen. Zwar war es richtig, den vorgelegten Haushalt abzu-

lehnen, da getroffene Vereinbarungen und in Europa geltende 

Regeln massiv missachtet wurden. Dennoch sollte die Kommis-

sion in den nun anstehenden Gesprächen und Verhandlungen 

nicht nur die Einhaltung bestehender Schuldenregeln im Blick 

haben, sondern deutlich machen, dass sie Vorschlägen zur Lö-

sung der strukturellen Probleme in Italien und zur nachhaltigen 

Förderung des Wirtschaftswachstums weiterhin aufgeschlossen 

gegenübersteht.

Beide Parteien sollten daher das politische Kräftemessen 

schnellstmöglich hintenanstellen und die Diskussion um 

den italienischen Haushalt wieder auf Basis ökonomischer 

Argumente führen. Eine beidseitige Rückbesinnung auf eine 

ausgewogene Wirtschaftspolitik, die sowohl die Einhaltung be-

stehender finanzpolitischer Regeln als auch die Sicherstellung 

eines nachhaltigen Wirtschaftswachstums im Blick hat, sollte 

die in der hitzig geführten Debatte zu Tage getretenen Differen-

zen deutlich reduzieren. Dann wäre auch ein für beide Seiten 

gesichtswahrender Kompromiss möglich. Allerdings gilt es jetzt, 

nicht noch mehr kostbare Zeit mit politischen Scharmützeln zu 

verschwenden.

Stefan Gebauer ist wissenschaftlicher Mitarbeiter der 

Abteilung Konjunkturpolitik am DIW Berlin.  

Der Kommentar gibt die Meinung des Autors wieder.

Streit um italienischen Haushalt: 
Kompromiss ist noch möglich
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